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FORDERUNGSVOLLSTRECKUNG

So vermeiden Sie Fehler bei der Vollstreckung 
wegen Unterhaltsansprüchen
von Dipl.-Rechtspfleger Peter Mock, Koblenz

|  In der Praxis der Vollstreckung wegen gesetzlicher Unterhaltsansprüche 
werden bei Anträgen immer wieder Fehler gemacht, die verhindern, dass 
schnell oder bevorrechtigt vollstreckt wird. Der folgende Beitrag zeigt, wie 
Sie diese Fehler vermeiden.  |

1. Verwendung des besonderen amtlichen Formulars
§ 2 Nr. 1 ZVFV Anlage 3 schreibt im Rahmen der Vollstreckung wegen Unter-
haltsansprüchen vor, das Formular „Antrag auf Erlass eines Pfändungs- und 
Überweisungsbeschlusses insbesondere wegen Unterhaltsforderungen“ 
nach § 850d ZPO zu verwenden.

Der Antrag unterscheidet sich hinsichtlich des Formulars zur Pfändung  
wegen gewöhnlicher Geldforderungen nur darin, dass ein Wegfall unter-
haltsberechtigter Personen gemäß § 850c Abs. 4 ZPO nicht beantragt werden 
kann. Der Grund liegt darin, dass bei der Vollstreckung wegen gesetzlicher 
Unterhaltsansprüche nach § 850d ZPO der pfändungsfreie Betrag sich nicht 
nach der Lohnpfändungstabelle gemäß § 850c Abs. 3 ZPO berechnet, son-
dern vom Vollstreckungsgericht individuell festgelegt wird. 

Wichtig  |  Mit dem Formular werden allerdings nur Forderungen des Schuld-
ners wegen gesetzlicher – nicht vertraglicher – Unterhaltsansprüche  
gepfändet. Solche gesetzlichen Unterhaltsansprüche sind:

◼◼ Übersicht: Gesetzliche Unterhaltsansprüche gemäß § 850d ZPO

�� „Kraft Gesetzes“ begründete familienrechtliche Unterhaltsansprüche (BGH 
VE 04, 60)

�� Gesetzliche Unterhaltsansprüche, die – vertraglich – in Prozessvergleichen  
geregelt werden (BGH Rpfleger 09, 629)

�� Ansprüche auf Prozesskostenvorschuss nach § 1360a Abs. 4 BGB (BGH VE 09, 
169) 

�� Sonderbedarf nach § 1613 Abs. 2, § 1615h, § 1615k BGB 
�� Ansprüche der nichtehelichen Mutter auf Ersatz der Schwangerschafts- und 
Entbindungskosten nach § 1615k BGB

�� Umgangskosten: Umgangsrecht des nichtsorgeberechtigten Elternteils steht 
unter dem Schutz des Art. 6 Abs. 2 S. 1 GG (BVerfG NJW 95, 1342)

�� Schadenersatzansprüche, die Unterhaltsberechtigten wg. Entziehung bevor-
rechtigter gesetzlicherer Unterhaltsansprüche zustehen (z. B. aus § 3 Abs. 2, 
§ 7 HaftpflG, § 10 Abs. 2, § 13 StVG, §§ 35, 38 LuftVG, § 28 AtG) 

�� Auf Dritten übergegangene Ansprüche gemäß §§ 94, 116 ff. SGB XII, § 33 Abs. 1 
S. 1 SGB II, § 7 Abs. 1 S. 1 UVG

Formularzwang
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2. Bevorrechtigter Zugriff muss beantragt werden
Will der Gläubiger bevorrechtigt auf Teile des Arbeitseinkommens (Anspruch 
A) zugreifen, muss er dies beantragen. Folge: Allein die Verwendung des 
amtlichen Formulars bedeutet nicht, dass das Vollstreckungsgericht eine  
bevorrechtigte Vollstreckung gemäß § 850d ZPO automatisch beschließt. 

Vielmehr kann sich der Gläubiger bei der Vollstreckung in Arbeitseinkom-
men auch auf die höheren unpfändbaren Beträge nach der Lohnpfändungs-
tabelle gemäß § 850c Abs. 3 ZPO beschränken. Da er also die Wahl hat, muss 
er dem Vollstreckungsgericht zumindest auslegungsfähig mitteilen, welche 
Variante er möchte. 

Es bietet sich daher an, das gewollte Pfändungsvorrecht nach § 850d ZPO im 
Antrag auf Seite 1 ausdrücklich kenntlich zu machen (s. u., Muster unter 3.).

PRAXISHINWEIS  |  Dass der erweiterte Vollstreckungszugriff gewünscht wird, 
können Sie dem Gericht aber auch dadurch darlegen, dass Sie auf Seite 8 des 
Formulars entsprechende Angaben machen. Solche Angaben sind nämlich nur 
notwendig, wenn gerade eine bevorrechtigte Pfändung nach § 850d ZPO gewollt 
ist.

◼◼ Eintrag auf Seite 8

☐ �Der erweiterte Pfändungsumfang gilt nicht für die Unterhaltsrückstände, die 
länger als ein Jahr vor Stellung des Pfändungsantrags vom                   fällig 
geworden sind, weil nach Lage der Verhältnisse nicht anzunehmen ist, dass 
der Schuldner sich seiner Zahlungspflicht absichtlich entzogen hat.

Der Schuldner ist nach Angaben des Gläubigers
☐ ledig.
☐ verheiratet/eine Lebenspartnerschaft führend.
☐ mit dem Gläubiger verheiratet/eine Lebenspartnerschaft führend.
☐ geschieden.

☐ Der Schuldner ist dem geschiedenen Ehegatten gegenüber unterhaltspflichtig.
☐                                                           

Der Schuldner hat nach Angaben des Gläubigers
☐ keine unterhaltsberechtigten Kinder.
☐ keine weiteren unterhaltsberechtigten Kinder außer dem Gläubiger.
☐ ____ unterhaltsberechtigtes Kind/unterhaltsberechtigte Kinder.
☐ �____ weiteres unterhaltsberechtigtes Kind/weitere unterhaltsberechtigte Kin-

der außer dem Gläubiger.
☐                                                           

Formulieren Sie 
präzise, was Sie 
wollen

Seite 8 des Formu-
lars beachten
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3. Unbedingt VKH und Anwaltsbeiordnung beantragen 
Oft ist es so, dass wegen der Unterhaltsansprüche bereits im Erkenntnisver-
fahren vor dem Familiengericht VKH bewilligt und ein Rechtsanwalt beige-
ordnet wurde. Ein solcher Antrag kann und sollte ebenfalls stets bei der  
Unterhaltsvollstreckung mit gestellt werden. 

Raum für Kostenvermerke 
und Eingangsstempel

Antrag auf Erlass eines Pfändungs- und Überwei-
sungsbeschlusses wegen Unterhaltsforderungen

Amtsgericht
                                            

Vollstreckungsgericht
                                            
                                            

Es wird beantragt, den nachfolgenden Entwurf als 
Beschluss auf
☐ Pfändung ☐ und ☐ Überweisung zu erlassen.
☐ Zugleich wird beantragt, die Zustellung zu ver-
mitteln
(☐ mit der Aufforderung nach § 840 der Zivilpro-
zessordnung – ZPO).
☐ Die Zustellung wird selbst veranlasst.

Es wird gemäß dem nachfolgenden Entwurf des 
Beschlusses Antrag gestellt auf

☐ �Zusammenrechnung mehrerer Arbeitseinkom-
men (§ 850e Nr. 2 ZPO)

☐ �Zusammenrechnung von Arbeitseinkommen und 
Sozialleistungen (§ 850e Nr. 2a ZPO)

☒ �Bevorrechtigte Vollstreckung nach § 850d ZPO

Es wird beantragt,
☒� Prozesskostenhilfe zu bewilligen
☒� Frau Rechtsanwältin/Herrn Rechtsanwalt
beizuordnen

PRAXISHINWEIS  |  Im Zusammenhang mit der Beiordnung als Rechtsanwalt im 
Rahmen von Prozesskostenhilfe hat der BGH (VE 12, 185) entschieden: Wegen der 
sich aus § 850d ZPO ergebenden rechtlichen Schwierigkeiten bei der Pfändung 
aus einem Unterhaltstitel ist in der Regel erforderlich, einem Unterhaltsgläubi-
ger, dem PKH für einen Antrag auf Erlass eines PfÜB gewährt wird, einen zu 
seiner Vertretung bereiten Rechtsanwalt beizuordnen. Von der Beiordnung eines 
Rechtsanwalts kann somit nur in Ausnahmefällen, insbesondere bei einem juris-
tisch vorgebildeten oder wirtschaftlich erfahrenen Gläubiger, abgesehen werden. 
Dies muss das Vollstreckungsgericht im Einzelfall prüfen. Hierauf sollten Sie im 
Rahmen der Antragstellung unbedingt hinweisen.

4. Überjährige Rückstände
Die Privilegierung nach § 850d ZPO ist gemäß § 850d Abs. 1 S. 4 ZPO tempo-
rär beschränkt. Die Norm regelt, dass wegen rückständiger Unterhaltsan-
sprüche, die länger als ein Jahr vor dem Antrag auf Erlass eines PfÜB fällig 
geworden sind, der Gläubiger die Bevorrechtigung nicht in Anspruch nehmen 
kann. Insoweit gelten dann die Freigrenzen nach § 850c ZPO.

An Beiordnung 
denken

Hier Kreuzchen 
setzen

ARCHIV
Ausgabe 11 | 2012 

Seite 185

Grundsatz: Zeitliche 
Beschränkung



14

Vollstreckungspraxis

VE

01-2017� VE 
Vollstreckung effektiv

PRAXISHINWEIS  |  Hiervon besteht allerdings die Ausnahme, wenn sich der 
Unterhaltsschuldner seiner Zahlungspflicht bzgl. des rückständigen Unterhalts 
absichtlich entzogen hat. Dann gilt weiterhin die Bevorrechtigung nach § 850d 
Abs. 1 ZPO auch für diese überjährigen Rückstände. Da der Schuldner die Darle-
gungs- und Beweislast dafür trägt, dass er sich seiner Zahlungspflicht nicht  
absichtlich entzogen hat (BGH VE 05, 62), muss deshalb der Gläubiger im Formu-
lar keine Angaben dazu machen, dass die bevorrechtigte Pfändung auch für älte-
re Rückstände gilt. Dies bedeutet, dass Sie im Formular kein Kreuz setzen.

◼◼ Hier sollte kein Kreuz gesetzt werden!

☐ �Der erweiterte Pfändungsumfang gilt nicht für die Unterhaltsrückstände, die 
länger als ein Jahr vor Stellung des Pfändungsantrags vom ... fällig geworden 
sind, weil nach Lage der Verhältnisse nicht anzunehmen ist, dass der Schuld-
ner sich seiner Zahlungspflicht absichtlich entzogen hat.

5. Angaben zum notwendigen Unterhalt
Nach dem Gesetz ist dem Schuldner so viel zu belassen, wie er für seinen 
notwendigen Unterhalt und zur Erfüllung seiner laufenden gesetzlichen Unter-
haltspflichten gegenüber den dem Gläubiger vorgehenden Berechtigten oder 
zur gleichmäßigen Befriedigung der dem Gläubiger gleichstehenden Berech-
tigten bedarf. Daher muss der Gläubiger bei ausreichender Kenntnis hierzu 
im Formular entsprechende Angaben machen, damit das Vollstreckungsge-
richt den pfändungsfreien Betrag auf Seite 9 eintragen kann. 

Diese Angaben sind nicht zu belegen. Das bedeutet, dass es dem Schuldner bei 
etwaigen fahrlässigen Falschangaben möglich ist, dies im Erinnerungsverfah-
ren gemäß § 766 ZPO zu klären. Möglich ist auch, dass der Pfändungsfreibetrag 
entsprechend § 850f Abs. 1 ZPO auf Antrag des Schuldners erhöht wird.

Der Schuldner ist nach Angaben des Gläubigers
☐ ledig.
☐ verheiratet/eine Lebenspartnerschaft führend.
☐ mit dem Gläubiger verheiratet/eine Lebenspartnerschaft führend.
☐ geschieden.

☐ Der Schuldner ist dem geschiedenen Ehegatten gegenüber unterhaltspflichtig.
☐                                                           

Der Schuldner hat nach Angaben des Gläubigers
☐ keine unterhaltsberechtigten Kinder.
☐ keine weiteren unterhaltsberechtigten Kinder außer dem Gläubiger.
☐ ____ unterhaltsberechtigtes Kind/unterhaltsberechtigte Kinder.
☐ �____ weiteres unterhaltsberechtigtes Kind/weitere unterhaltsberechtigte Kin-

der außer dem Gläubiger.
☐                                                           

Ausnahme

Pfändungsfreibetrag 
kann erhöht werden
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6. Regelfall: Kombination von Lohn- und Kontopfändung
In der Praxis beantragen Gläubiger regelmäßig die Pfändung in Lohn  
(Anspruch A) und Bankverbindung (Anspruch D). Dabei ist jedoch zu beach-
ten, dass sich die beantragte und durch das Gericht beschlossene bevorrech-
tigte Pfändung gemäß § 850d ZPO nicht automatisch auch auf die Kontopfän-
dung erstreckt. 

MERKE  |  Insbesondere dann, wenn der Schuldner ein P-Konto besitzt, spielt 
dies eine wichtige Rolle.

◼◼ Beispiel

Unterhaltsgläubiger G. pfändet sowohl in Anspruch A – Arbeitgeber – als auch in 
Anspruch D – Bank – wegen gesetzlicher Unterhaltsansprüche. Das Vollstre-
ckungsgericht setzt dem ledigen Schuldner S. den notwendigen Selbstbehalt auf 
850 EUR im Monat fest. S. verdient monatlich 1.900 EUR netto. Auf seinem  
P-Konto befinden sich noch 300 EUR.

Lösung
Der Arbeitgeber A. überweist an G. 1.050 EUR. Der unpfändbare Betrag von 850 
EUR wird auf das P-Konto des S. überwiesen. Der dortige Freibetrag beträgt zur-
zeit 1078,99 EUR. Zusammen mit dem unpfändbaren Lohn von 850 EUR und dem 
auf dem Konto befindlichen Restbetrag von 300 EUR (= 1.150 EUR) wird der Frei-
betrag um 71,01 EUR überschritten. 

Die Bank darf allerdings diesen Betrag nicht an G. auskehren, da ihr gegenüber 
die Anordnung des Gerichts nicht gilt, nämlich dass dem S. 850 EUR verbleiben 
müssen. Somit muss die drittschuldnerische Bank bis zur Höhe des Betrags von 
1.078,99 EUR Verfügungen des S. zulassen.

PRAXISHINWEIS  | Diese Folge können Sie für Ihren Gläubiger-Mandanten  
dadurch umgehen, dass Sie im Freifeld auf Seite 10 folgende Formulierung ein-
tragen und ankreuzen:

☒ �Es wird angeordnet, dass der vom Gericht zugunsten des Schuldners im Rah-
men nach § 850d ZPO festgesetzte Freibetrag sich auch auf den Anspruch D 
erstreckt (P-Konto; § 850k Abs. 4 ZPO i. V. m. § 850d ZPO).

Vorsicht bei 
P-Konten

Freifeld ausfüllen


